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Wie viel Winschaftskrise
hält unsere Demokratie aus?
ImjTser mehr Rirscher srel-
len sich diese Frage. Ihre Anr-
werten beunruhigen.

er Mann hat einen Riecher für
die gauizgroßen Themen. Als ei-
ner der Ersten redete Meinhard

Miegel schon Ende der 70er-
Jahre über die Verkrusrurigen

auf dem deutschen Arbeirsmarkt. Früher

als die meisten anderen warnte er auch vor
der explodierenden Staatsverschuldung,
ebenso wie vor der Überalterung der Gesell-
ichaft. Wenn Miegel sich auf einen neuen
Trend srürzt, lohnt es sich hinzuhören.

Seit ywei Jahren beschäftigt sich der Bon-
ner Sozialwissenschafder mit einer unbe-

quemen Frage: Wie wichtig ist Wü'uchafts-
Wachstum fiir die politische Stabilität? Und
was passiert mit der Gesellschaft, falls unser
Wohlstand in Zukunft st;ignieren sollte? Im
Sommer 2008 stand Miegel mit diesem
Thema ziemlich allein auf weiter Flur. Dann
ging die Investmentbank Lehman Brothers
pleite, und die Weltwirüichaft fiel in die
tiefste Krise seit der Großen Depressioii.

Die hisrorischc Erfahrung zeigt: Finanzkri-
sen beiasten das Wachstum über yieie Jahre
- eine sctinelle Rückkehr der winschafüich
goldenen Jahre ist daher unwahrscheinlich.
Gleichzeitig gewinnen in Ländern wie Un-
garn uiid den Niederlanden Rcchtspopulis-
ten iromer metu' Wählerstimmen.

Was bedeutet all das für unser politisches
System? Wie viel Krise verkraft.et imsere De-
mokratie? Diese Fragen gehören nun plötz-
lich wieder zu den Topthemen Rir Volks-
wirte lind Politikwissenschaftler. Immer en-

ger arbeiten die beiden Disziplinen zusam-
men.

Ihre empirischen Studien kommen zu
beunruhigenden Ergebnissen. Kurze Wirt-
schaftsabschwünge können die westlichen
Demokratien zwar otme größere Probleme
wegstecken. Wenn sich aber ein Abschwung
zu eiiier üauerkrise ausweitet, wird es bri-
sani. "Längere Perioden mir hoher Arbeits-
losigkeit gefäiirden die Deinoki'atien", lau-
tel das Fazit der Wirfschaftswissenscliaftler

Uuha Altindag und Naci Mocan.

Wer länger ohne Job ist,
änden seine Einsrellung

Die Ökonomen der Louisiana State Univer-

siiy haben Umfragen unter mehr als
130 000 Menschen in 69 Ländern ausjge-
wertet und festgcsteBt: Die Wertschätzung
der Demokratie hängt stark von der Dauer
der Arbeitslosigkeit ab. Arbeitslose, die
erst seit sechs Monaten einen Job suchen,
unterscheiden sich in ihren pütitJschen
Gniiidülicrzeugungen kauni von Erwerbs-
tätigen.

Wer aber iänger als ein Jahr oluiejob ist,
bei dem ändert sich die politische Einstel-
lung dramatisch. "Diese Leute zweifeln an
der Eftuienz der Demokratie und sehnen
sich nach einem starken Führer, der nicht

auf parlamentarische Mehitieiten aiigewie-
sen isf, schreiben Alrjndag und Mocan. Je
geringer BUduiigsniveau und Vennögen,
desto atisgepT ägter dieser Eflfekt.

Ohne Wachstuin keine politische Stabiti-
tat - von diesem Zusammenhaiig ist auch
der Harvard-ökonom Benjamin Friedman
überzeugt. Steigender materieller Wohl-
stand sei Voraussetzung (Ur quasi jede Form
von gesellschaftlicher Weiterentwicklung,
argumeittiert er in seinem Buch "The Moral
Conseqi iences ofEconomic Growth".

Demokratische Werte, Toleranz, Faimess

und Barmherzigkeit, seien eine Funktion
des WirtschaltswacJisturos. "Wenn eine Ge-
Seilschaft materiellen Fortschritt erreicht,
ermöglicht ihr das, auch aitf anderen Gebie-
ten ('-"örschntte zu machen", schreibt Fried-
man. "Wenn es zur Stagnation kommt, führt
das auch auf anderen Feldern m Stillstand
oder Rückschritt."

Friedman begründet seine These mit der
Erkenntnis, dass vor allem der relative Sta-
tus für Zufried.enheit und Mouvation der
Menschen entscheidend ist. Der Mensch
müsse darauf hoffen können, dass es ihm
bald besser gehe. In einer längeren Wirt-
schaftskrise gehe genau diese Hoffnung ver-
locen. Wü' würden verbittert, intolerajit
lind empfänglich für die Botschaften radika-
ler Parteien.

Aber wie stark ist dieser Zii&ammenha. ng?
Die Ökonomen .Kans Peter Griiner aus Mann-
heim und Markus Brückner am Barcelona
haben versucht, diese Frage mit Ötonome-
trischcr Präzision m beantworten. Sie wer-
teten Umfrageergebnisse und Wü-tschafts-
wachstiun aus 16 Indusü-ieländern fiir die
Jahre 1,970 bis 2002 aus und stellten fest:
Wenn das Wirtschaftswachstum um einen
Prozentpiinkt geringer austallt, legen rechts-
extreme Parteien parallel dazu in Meinungs-
umfragen um etwa einen Prozeiitpunkt zu.

Inunerhin: Die Zahlen deuten nicht da-
rauf hin, dass ähnliche politische Umwälzun-
gen wie in den SOer-Jahren unmittelbar be-
vorstehen. Dafür ist die Krise noch nicht tief
genug. Allerdings könne sich die gesamte po-
liüsche Landsc-haft verschieben, warnt Grü-
ner. "Auch kleine Veräiideningen haben
eine Wü-kuiig." Denn Extremisten, die Rü-
ckenwind spüren, würden die Enlscheidun-
gen der gemäßsten Paneien beeinflussen.

"In Frankreich konnte nian Uar beobach-
ten, wie sich Chirac und Sartozy gelegent-
lich In ihrer Rhetorik an den Radlluilen Le
Penanpassten."

Den Dresdener Exä-emismus-Forscher
Uwe Backes üfceraeugen solche mechanisii-
sehen Schätzungen nicht. Die Wirklichkc'ii
sei weit komplexer. »Viel hängt von der Qua-
tität des Parteienangebotes ab", ist Backes
übereeugt. J)ie Paneien brauchen eine
giite Organisation und charSsma tische Füh-
rer, " Danacli entscheide sicli auch, ob linke
oder rechte Parteien von den AbschwüngEn
profitierten. Die poteimellen Wähler beider

Lagw ähneln sich sehr und haten fast die
gleichen Motive, ihre Stimme einer extre-
men Partei zu geben. Pakt ist: Anfällig für
die Parolen linker oder rechter Extremisten
sind nicht nur die Arbeitslosen. sondeni vor

allein auch die Menschen, die Angst vor
demjobverlust haben.

In ihrer Unsicherheit tendieren viele Be-

schäftigte dazii, ihr Kreuzchen bei einer popu-
listischen cd'er extreroen Partei zu macl'ien.

Ein Phänomen, das auch den NationaJsozialis-
ten zur Macht verhoifen hatte. ist der Dresde-

ner Extremismus-Forsdher Eckhard Jesse
überzeugt. "Minlerweile gilt als relariv gesi-
chen, dass vor allem Menschen, die Angst wr
Arbeitslosigkeit harten, die h'ationalsozialis-
ten wählten", sagt er. "Wer bereits arbeitslos
waa", wählte eher die Kommunisten."

Parteien profitieren in
unterschiedlichem Ausmaß

Meist profitieren extreme Parteien durch
die Abschwüiige nur kurzfristig. Jesse: "Die
Leute wählen aus Frust, aber weniger auf-
grund ihrer ideologischen Überzeugung",
Das Wahlverfcüten sei flatterhaft. "Man ist
enitäusdht und beginnt, über die etablier-
ten Parteien zu schimpfen."

je nad'i Charakter des Abschwungs profi-
deren zudem untt'rschiedliche Arten von

Raiidparteien, haben die Wissenschaftler
Ralph Rotte imd Martin Steininger (esfge-
stellt. Die Forscher untersuchten am Bej-

spiel der Hamburger WahlergebnLsse zwi-
sehen 1996 und 2005, welche Faktoren im
Detail das AbschJiieiden von radikalen Rand-

Parteien beeüiflussen. "Je rechtsextremer
eine Partei ist, desto geringer der Einfluss
der Wirtschaftslage", so Rone. "ideologi-
sehe Faktoren spielen eine größere Rolfe."
So habe die exü-em ideologische NPD kaum
von steigender Arbeitslosigkeit profitiert.
Die Hemmschwelle bei den Wählern war iiu
groß. Kürzere R'risen nützen eher Typen
wie Ronald Schul - Populisten, die Poliäkver-
drossenhejt aufgreifen und »Lavv and or-
der"-Parolen verbreiten, aber keine gefes-
tigte ideologische Basis haben.

Was folgt für die konkrete Wirtschaftspoii-
tik aus dem Zusammenhang zwischen wvi-
schaftiichen lind politischen Krisen? Die
Antwort darauf ist unter den Forschern um-

stritten. Der Bonner Sozialwissenschaftler
Miegel ist überzeugt: Das Wachstum wird in
Zukunft unweigerlich geringer ausfallen. Da-
her müsse sich die Gesellsdiaft unabhängi-
ger von materieUera Wohlstand machen.
Harvard-Professor Priedman zieht genau
den umgekelirten Schluss: Wachstum habe
so viele positive Nebenwirkungen, dass der
Staat es noch viel stärker fördern müsse.

Die Wachstiimsrate. die sich durdi das

Spiel von .»uigebot und Nachfrage ergebe,
sei zu gering. Eine VVirischaftspolittt des rei-
nen Laisser-faire sei aus inora.lischffli C.rün-
den abzulehnen.
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